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Drucksache 2778 


Der Bundesmmister der Finanzen 
II A/1 — A 0213 — 12/56 


Bonn, den 15. Oktober 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


betr. Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben im 1. Vierteljahr des Rechnungs- 
jahres 1956 


Gemäß § 33 Abs. 1 RHO überreidbe idi die Übersicht über die 
über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrage von 
10 000 DM und darüber für das 1. Vierteljahr des Rechnungsjahres 
1956. 


Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Budiciruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 1. Vier- 
teljahr des Rechnungsjahres 1956 im Betrage von 10 000 DM und 

darüber 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1956 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

1 DM 

Begründung 

Tit. 

06 03 

E 

1 - 1 

iinzelplan 06 — B 

*) 80 000 

undesminister des Innern — 

1 Instandsetzungsarbeiten am Dienstgebäude Berlin- 


apl. 710 


Charlottenburg, Hardenbergstr. 31 


Durchführung von Wiederherstellungsarbeiten am 
Dienstgebäude des Bundesverwaltungsgerichts. Die 
Kosten für die Bauarbeiten waren innerhalb des 
15-Millionen-DM-Programms für Berlin vorge- 
sehen; die Mittel sind noch verfügbar. Die Durch- 
führung der an sich genehmigten Instandsetzungen 
müßte bis zur vorbehaltlosen Anerkennung der 
vom Bundesministerium der Finanzen gemachten 
Auflagen durch den Senator für Finanzen in Berlin 
(mietfreie Überlassung des Dienstgebäudes und 
Anerkennung der Bereicherungsansprüche, falls 
bei einer später vorzunehmenden Auseinanderset- 
zung das Land Berlin als Eigentümer des Grund- 
stücks bestimmt werden sollte) zurückgestellt wer- 
den. Die unverzügliche Inangriffnahme der Arbei- 
ten ist unabweisbar erforderlich, um weitere 
Schäden durch die fortschreitende Verwitterung 
des Dienstgebäudes und damit höhere Baukosten 
zu vermeiden. 


12 02 
532 


— Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


16 506 000 


Darlehen an die Deutsche Bundesbahn zwecks Til- 
gung von Zinsrückständen gegenüber der Bank 
deutscher Länder im Zusammenhang mit den Aus- 
gleichsforderungen 


Nach § 10 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1956 haben 
die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bun- 
despost im Verhältnis 3 : 2 ein Drittel von den im 
Rechnungsjahr 1956 fälligen Zinsen für die Aus- 
gleichsforderung zu übernehmen, die der Bank 
deutscher Länder auf Grund von § 10 der Zweiten 
Durchführungsverordnung (Bankenverordnung) 
zum Dritten Gesetz zur Neuordnung des Geldwe- 
sens (Umstellungsgesetz) gegenüber dem Bund zu- 
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An über- und 



Haushalts- 

außerplan- 


i ’ 

betrag 

1956 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 



zu ge wiesen 



DM 

DM 



noch Eirczelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

steht. Der Anteil der Deutschen Bundesbahn an 
der am 30. Juni 1956 fälligen Zinsrate beträgt 
16 506 000 DM. Die Deutsche Bundesbahn ist zur 
Zahlung außerstande; ihr soll daher dieser Betrag 
aus Mitteln des Bundeshaushalts zur Verfügung 
gestellt werden. 

Da nach einer Vereinbarung mit der Bank deut- 
scher Länder über die zinstragende Anlegung der 
Guthaben des Bundes in Teilen der Ausgleichsfor- 
derung für den Bund Zinsen erwachsen — die Zin- 
sen werden nur gezahlt, sofern die der Bank für 
ihre Ausgleichsforderung zustehenden Zinsen ter- 
mingerecht vollständig eingegangen sind — tritt 
eine Mehrbelastung des Bundes nicht ein. Über den 
Gesamtschuldbetrag soll mit der Deutschen Bun- 
desbahn ein langfristiger Darlehensvertrag abge- 
I schlossen werden. 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


24 0^ 
204 


24 000! 


16 000 


Unterhaltung der Gebäude 


Das Dienstgebäude der Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland bei der OEEC in Paris muß 
zur Erhaltung seines Eigenwertes von Grund auf 
überholt werden. Zur Durchführung der gesamten 
Instandsetzungs- und Malerarbeiten wurde deshalb 
ein Betrag von 24 000 DM im Haushalt für das 
Pvechnungsjahr 1956 aufgenommen. Inzwischen 
stellte sich jedoch heraus, daß noch vor Beginn der 
Heizungsperiode 1956/57 eine Erneuerung der Kes- 
sel-, Entlüftungs- und Brenneranlage nötig wird, 
tlierdurch erhöht sich der bei Tit. 204 benötigte 
Gesamtbetrag auf rd. 40 000 DM. Die Ausgabe ist 
unabweisbar. Einsparung an anderer Stelle. 


_25 01 
apl. 205 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


*) 13 200 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie 
Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 


Der Bundesminister der Finanzen 
hat zur baulichen Herrichtung des 
ehemaligen Försterhauses auf dem 
Dienstgelände des Bundesministe- 
riums für Wohnungsbau, um eine 
Werkdienstwohnung für den Hei- 
zer des Dienstgebäudes zu schaf- 
fen, einer außerplanmäßigen Aus- 
gabe von 18 000 DM 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 
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1956 

gabemittein sind 




zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

im Rechnungsjahr 1955 zuge- 
stimmt. Wegen des strengen Fro- 
stes mußten die Bauarbeiten län- 
gere Zeit unterbrochen werden. 

Aus diesem Grunde konnten von 
den in Höhe des Gesamtbetrages 
vergebenen Aufträgen nur Aus- 
gaben von 11 029,91 DM 

bis zum Ende des Rechnungsjah- 
res 1955 geleistet werden. Die 
nicht verbrauchten Mittel in Höhe 
von 6 970,09 DM 

sind als nicht übertragbar Ende 
desRechnungsj ahres 1955 verfallen. 

Inzwischen sind die Bauarbeiten 
größtenteils beendet worden. Zur 
Bezahlung der Handwerkerrech- 
nungen sind Mittel in Höhe des 
angegebenen Betrages erforder- 
lich. 

Außerdem werden benötigt 

a) zur Beseitigung von Frostschä- 

den an der Wasserzuleitung 
für das ehemalige Försterhaus 
und die Dienstgebäude des 
Bundesministeriums für Woh- 
nungsbau 3 700, — ’ DM 

b) für den Außenanstrich des ehe- 

maligen Försterhauses (Werk- 
dienstwohnung des Heizers) 2 500, — ■ DM 

zusammen 13 170,09 DM 

rund 13 200,— DM. 

Im Interesse der Sicherstellung der Wasserversor- 
gung der Dienstgebäude ist es notwendig, die 
Frostschäden an der Wasserzuleitung umgehend zu 
beseitigen. Ebenso ist eine Hinausschiebung des 
Außenanstrichs des ehemaligen Försterhauses 
(Werkdienstwohnung) bis in das nächste Rech- 
nungsjahr wirtschaftlich gesehen nicht vertretbar. 
Diese Arbeiten sind aus Ersparnisgründen zusam- 
men mit den übrigen Bauarbeiten zu erledigen. Sie 
sind auch aus Gründen der Substanzerhaltung 
dringend erforderlich. 

Es handelt sich um unvorhergesehene, der Befrie- 
digung eines unabweisbaren Bedürfnisses dienende 
Ausgaben. 

Die Kosten sind von der Bundesbaudirektion er- 
mittelt worden. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


Tit. 

1956 

gabemittein sind 




zugewiesen 



DM 

DM 



Einzelplan 32 — Bundesschuldenverwaltung — 

^2 03 91 000 70 000 Kosten der Lochkartenmaschinenanlage 

210 

Die zur Durchführung des Kriegsfolgenschlußge- 
setzes notwendige Rekonstruktion des Reichs- 
schuldbuches und die Erfassung der sogenannten 
„Freien Stücke“ machen einen erhöhten Einsatz 
von Maschinen erforderlich. Durch die Anmietung 
dieser Maschinen entstehen Mehrausgaben in Höhe 
von ca. 70 000 DM. Bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1956 war diese 
zusätzliche Mehrausgabe noch nicht vorauszusehen, 
da zu diesem Zeitpunkt noch nicht zu übersehen 
war, wann das Kriegsfolgenschlußgesetz in Kraft 
tritt. Die Ausgabe ist dringend erforderlich und 
unabweisbar. 


J50 02^ 
apl. 535 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

*) 100 000 000 Darlehen an das Land Bayern 

Der Bund hat dem Land Bayern auf Grund des 
Vertrages vom 28. Juni 1956/3. Juli 1956 ein Dar- 
lehen in Höhe von 100 Millionen DM gewährt. 
Haushaltsmittel sind für diesen Zweck im Bundes- 
haushaltsplan 1956 nicht veranschlagt. Die Aus- 
gabe mußte daher außerplanmäßig geleistet wer- 
den. Der Haushaltsausschuß hat von der außerplan- 
mäßigen Ausgabe in seiner 169. Sitzung Kenntnis 
genommen und keine Bedenken erhoben. Die Vor- 
aussetzungen des Artikels 112 GG sind erfüllt. 
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